
Tenor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Irland trägt die Kosten.

3. Das Königreich Spanien, das Königreich der Niederlande, die Slo-
wakische Republik, die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten und der Europäische Datenschutzbeauftragte tragen ihre eigenen
Kosten.

(1) ABl. C 237 vom 30.9.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 12. Februar
2009 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Hellenische Republik

(Rechtssache C-45/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 10 EG, 71
EG und 80 Abs. 2 EG — Sicherheit im Seeverkehr — Kon-
trolle von Schiffen und Hafenanlagen — Völkerrechtliche Ver-
träge — Jeweilige Befugnisse der Gemeinschaft und der

Mitgliedstaaten)

(2009/C 82/04)

Verfahrenssprache: Griechisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: K. Simonsson, M. Konstantinidis,
F. Hoffmeister und I. Zervas)

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte:
A. Samoni-Rantou und S. Chala)

Streithelfer zur Unterstützung der Beklagten: Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland (Prozessbevollmächtigte: I. Rao
im Beistand von D. Anderson, QC)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die Art.
10, 71 und 80 Abs. 2 EG Vertrag — Vorlage eines Vorschlags,
der in einen Bereich der ausschließlichen Außenzuständigkeit
der Gemeinschaft fällt (Sicherheit der Seeschifffahrt) an eine
internationale Organisation — Vorschlag für die Überprüfung
der Übereinstimmung von Schiffen und Hafenanlagen mit den
Anforderungen des Kapitals XI-2 des SOLAS Übereinkommens
und des ISPS Codes

Tenor

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus den Art. 10 EG, 71 EG und 80 Abs. 2 EG verstoßen, dass
sie der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) einen
Vorschlag (MSC 80/5/11) vorgelegt hat, der die Kontrolle betrifft,

ob die Schiffe und Hafenanlagen den Anforderungen des Kapitels
XI-2 des am 1. November 1974 in London geschlossenen Interna-
tionalen Übereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens
auf See und des Internationalen Codes für die Gefahrenabwehr auf
Schiffen und in Hafenanlagen entsprechen.

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 82 vom 14.4.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 12. Februar
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Hof van beroep te
Antwerpen — Belgien) — Belgischer Staat/Cobelfret NV

(Rechtssache C-138/07) (1)

(Richtlinie 90/435/EWG — Art. 4 Abs. 1 — Unmittelbare
Wirkung — Nationale Regelung zur Beseitigung der Doppel-
besteuerung von Gewinnausschüttungen — Abzug des
Betrags der bezogenen Dividenden von der Besteuerungs-
grundlage der Muttergesellschaft nur insoweit, als diese

steuerpflichtige Gewinne erzielt)

(2009/C 82/05)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Hof van beroep te Antwerpen

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Belgischer Staat

Beklagte: Cobelfret NV

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Hof van beroep te Antwerpen
— Auslegung von Art. 4 der Richtlinie 90/435/EWG des Rates
vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mut-
ter- und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten
(ABl. 1990, L 225, S. 6) — Nationale Vorschriften, die die
Abschaffung der Doppelbesteuerung von Gewinnausschüttungen
vorsehen — Voraussetzungen

Tenor

Art. 4 Abs. 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 90/435/EWG des
Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mut-
ter und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten ist dahin
auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedstaats wie der im Aus-
gangsverfahren fraglichen entgegensteht, nach der die von einer Mutter-
gesellschaft bezogenen Dividenden in ihre Besteuerungsgrundlage ein-
bezogen werden, um davon anschließend zu 95 % abgezogen zu wer-
den, soweit in dem entsprechenden Besteuerungszeitraum nach Abzug
der anderen steuerfreien Einkünfte ein positiver Gewinnsaldo verbleibt.
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Art. 4 Abs. 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 90/435 ist unbe-
dingt und hinreichend genau, um vor den nationalen Gerichten geltend
gemacht zu werden.

(1) ABl. C 107 vom 26.4.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 10. Februar
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des House of Lords —
Vereinigtes Königreich) — Allianz SpA, vormals Riunione
Adriatica Di Sicurtà SpA, Generali Assicurazioni Generali

SpA/West Tankers Inc.

(Rechtssache C-185/07) (1)

(Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-
che — Verordnung [EG] Nr. 44/2001 — Anwendungsbereich
— Befugnis eines Gerichts eines Mitgliedstaats zum Erlass
einer Anordnung, die einer Partei die Einleitung oder Fortfüh-
rung eines Verfahrens vor einem Gericht eines anderen Mit-
gliedstaats mit der Begründung verbietet, dass dieses Verfah-
ren einer Schiedsvereinbarung zuwiderlaufe — New Yorker

Übereinkommen)

(2009/C 82/06)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

House of Lords

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Allianz SpA, vormals Riunione Adriatica Di Sicurtà
SpA, Generali Assicurazioni Generali SpA

Beklagte: West Tankers Inc.

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des House of Lords (Vereinigtes
Königreich) — Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des
Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 12, S. 1) — Befugnis
eines Gerichts eines Mitgliedstaats, einer Partei aufzugeben, kein
gerichtliches Verfahren in einem anderen Mitgliedstaat einzulei-
ten oder fortzuführen, weil ein solches Verfahren gegen eine
Schiedsvereinbarung verstößt

Tenor

Der Erlass einer Anordnung durch ein Gericht eines Mitgliedstaats,
mit der einer Person die Einleitung oder Fortführung eines Verfahrens

vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats mit der Begründung
verboten wird, dass ein solches Verfahren gegen eine Schiedsvereinba-
rung verstoße, ist mit der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates
vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen unvereinbar.

(1) ABl. C 155 vom 7.7.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 12. Februar
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
— Deutschland) — Christopher Seagon als Verwalter in
dem Insolvenzverfahren über das Vermögen der Frick
Teppichboden Supermärkte GmbH/Deko Marty Belgium

NV

(Rechtssache C-339/07) (1)

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Insolvenzver-
fahren — Zuständiges Gericht)

(2009/C 82/07)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Christopher Seagon als Verwalter in dem Insolvenzver-
fahren über das Vermögen der Frick Teppichboden Supermärkte
GmbH

Beklagte: Deko Marty Belgium NV

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutsch-
land) — Auslegung von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzver-
fahren (ABl. L 160, S. 1) und von Art. 1 Abs. 2 Buchst. b der
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember
2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (ABl. 2001, L 12, S. 1) — Zuständigkeit der Gerichte des
Mitgliedstaats, in dem der Schuldner den Mittelpunkt seiner
hauptsächlichen Interessen hat, für Entscheidungen, die unmit-
telbar aufgrund des Insolvenzverfahrens ergehen und in engem
Zusammenhang damit stehen –Insolvenzanfechtungsklage, die
auf die Rückerstattung einer Zahlung des Schuldners an eine
Gesellschaft mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat gerichtet ist
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